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Kfz-Verbrauchswerte 


Bundesminister Dr, Töpfer geht nach eigenen Angaben davon aus, daß 
das Konzept der Bundesregierung zu Kfz -Verbrauchswerten noch in 
dieser Legislaturperiode auf den Tisch gelegt wird. Die Vorstellungen 
der Bundesregierung zu diesem Problem sind bisher der Öffenthchkeit 
nicht bekannt. 

1. Beabsichtigt die Bundesregierung noch in dieser Legislaturperiode 
verbindliche Regelungen zum Kraftstoffverbrauch für Kfz einzu- 
führen? 


Verbindliche Verbrauchsregelungen können aus EG-rechtlichen 
Gründen nur EG -einheitlich festgelegt werden. Die EG-Richtlinie 
89/458/EWG vom 8. Juli 1989 verflichtet die Kommission, einen 
Vorschlag zur Begrenzung der C02-Emissionen von Kraftfahrzeu- 
gen vorzulegen. Die Bundesregierung mißt der Minderung der 
C02-Emissionen besondere Bedeutung bei. Sie hat daher eine 
interministerielle Arbeitsgruppe eingesetzt, die sich bei der Erar- 
beitung von Vorschlägen an einer 25prozentigen Reduzierung der 
C02-Emissionen in der Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahr 
2005 - bezogen auf das Emissionsvolumen des Jahres 1987 - 
orientiert. Sie legt dem Bundeskabinett bis zum November 1990 
einen ersten Sachstandsbericht und nach Möglichkeit erste ent- 
scheidungsreife Vorschläge vor. Die Bundesregierung beabsich- 
tigt, bei der EG entsprechend initiativ zu werden. 
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2. Wird diese Regelung nur für Pkw oder auch für Lkw gelten? 


Zunächst ist an eine Regelung für Pkw gedacht Die Bundesregie- 
rung geht davon aus, daß beim Lkw der Markt eine Verbrauchs- 
minimierung erzwingt. Sie wird die Entwicklung sorgfältig beob- 
achten und ggf. erneut eine normative Regelung prüfen. 


3. Denkt die Bundesregierung daran, für alle Pkw einen einheitlichen 
Grenzwert festzulegen, der für jedes Fahrzeug gleichermaßen gilt, 
oder denkt sie an einen Flottenverbrauchswert nach US-Vorbild? 


Die Bundesregierung prüft die Festlegung obligatorischer Grenz- 
werte für CO 2 für einzelne Fahrzeugklassen. Darüber hinaus prüft 
sie, mit welcher Kombination von ordnungsrechtlichen und öko- 
nomischen Instrumenten unter besonderer Berücksichtigung 
einer C02-Abgabe - bzw. einer abgasbezogenen Kfz-Steuer - die 
Verminderung der C02-Emissionen des Straßenverkehrs bewirkt 
werden kann, wobei marktwirtschaftliche Instrumente Vorrang 
haben. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Wirksamkeit der US-Rege- 
lung zum Kraftstoffverbrauch? 


Ein Flottenverbrauchswert hat den Nachteil, daß bei den einzel- 
nen Fahrzeugen der Stand der Technik nicht voll ausgeschöpft 
wird. Nach Erfahrungen mit der US-Regelung wird einer Ver- 
brauchsminderung oft das Zahlen von Strafe, die bei teuren gro- 
ßen Fahrzeugen nicht so ins Gewicht fällt, vorgezogen. 


5 . Welcher Grenzwert bzw. welcher Flottenverbrauchswert soll nach 
Auffassung der Bundesregierung bis zu welchem Zeitpunkt reali- 
siert werden? 


Die Überlegungen dazu sind noch nicht abgeschlossen. 


6. Welche stufenweise Absenkung der Verbrauchswerte ist zukünftig 
geplant? 


Siehe Antwort zu Frage 5. 


7. An welche Sanktionsmöglichkeiten denkt die Bundesregierung für 
die Fälle, in denen der angestrebte Verbrauchsgrenzwert nicht ein- 
gehalten wird? 


Obligatorische CO 2 - Grenzwerte sind einzuhalten und müssen bei 
der Typzulassung wie die anderen Ab gas grenz werte nachgewie- 
sen werden. 
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8. Hält es die Bundesregierung für erforderlich, im Zusammenhang 
mit der Festlegung von Verbrauchsgrenzwerten die bisherigen Be- 
stimmimgen über die Ermittlung des Normverbrauchs der Pkw zu 
ändern? 

In welcher Weise müßte nach Auffassung der Bundesregierung die 
Ermittlung des Normverbrauchs geändert werden, um ein realisti- 
scheres Abbild über den tatsächlichen Kraftstoffverbrauch von Pkw 
zu geben? 

9. Hält es die Bundesregierung für erforderlich, in den Fahrzyklus zur 
Ermittlung des Normverbrauchs auch einen angemessenen Be- 
schleunigungsteil imd einen Kaltstart einzubauen? 

10. Soll die Verbrauchsregelung in Liter pro 100 km oder in kg pro 
100 km festgelegt werden? 


Das bisherige Bestimmungsverfahren ist wenig repräsentativ. Das 
Testverfahren soll dem realen Fahrverhalten mögüchst nahe kom- 
men. Im Rahmen des Umweltforschungsplans läßt deshalb der 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
die C02-Emission verschiedener Pkw z. Z. nach mehreren Test- 
zyklen ermitteln. CO 2 -Emissionen werden je nach Meßverfahren 
in g/Test oder g/km angegeben. 


11 . Soll die Regelung über den Kraftstoffverbrauch nur in nationalem 
Rahmen oder nur EG -weit durchgesetzt werden? 


Siehe Antwort zu Frage 1. 


12 . Sollen die Regelungen über Kraftstoffverbrauchswerte neben der 
geplanten emissionsbezogenen Kfz-Steuer in Kraft treten oder nur 
für den Fall, daß die geplante emissionsabhängige Umgestaltung 
der Kfz-Steuer scheitert? 


Die Bundesregierung strebt ein abgestimmtes Konzept zur CO 2 - 
Minderung an. Deren Bestandteil ist auch die emissionsbezogene 
Kfz-Steuer. 


13. Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung Vorstellungen oder 
berciits konkrete Vorschläge innerhalb der EG -Kommission bzw. in 
einzelnen EG-Mitgliedstaaten für eine Regelung zur Begrenzimg 
des Kraftstoffverbrauchs für Kraftfahrzeuge? 


Bereits im Mai 1989 hat die Bundesregierung die EG-Kommission 
und die EG-Mitgliedstaaten durch ein Memorandum auf die Be- 
deutung der C02-Emissionen des Straßenverkehrs hingewiesen. 
Die EG-Richtlinie 89/458/EWG vom 18. Juh 1989 enthält im Arti- 
kel 6 die Verpflichtung für die Kommission, einen Vorschlag zur 
Begrenzung der C02-Emissionen vorzulegen. Einen gleichen 
Artikel enthält der z. Z. von der Kommission vorgelegte Vorschlag 
einer umfassenden Pkw-Abgasrichtlinie. Weitergehende Über- 
legungen der Kommission zur C02-Begrenzung sind der Bundes- 
regierung bisher nicht bekannt. 
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